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Abteilung 7
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Bei der Entscheidung über einen Antrag

auf Erlass einer einstweiligen Anordnung
im Rahmen der Hilfe zum Lebensunterhalt
nach SGB XII ist ggf eine Güter- und
Folgenabwägung vorzunehmen (vgl.
BVerfG Beschluss vom 12.05.2005 – 1
BvR 569/05 -. Die Leistungsverpflichtung
in einer einstweiligen Anordnung ist i.d.R.
auf einen Zeitpunkt ab Antragstellung bei
Gericht und auf darlehensweise
Bewilligung auszusprechen.
Die mit der Ausübung eines
Umgangsrechts nach § 1684 Abs. 1 BGB
mit einem leiblichen Kind verbundenen
Aufwendungen eines Empfängers von
Hilfe zum Lebensunterhalt nach SGB XII
können eine bedarfsauslösende, vom
Träger der Sozialhilfe zu übernehmende
Lebenslage darstellen.

Normenkette GG Art. 6 Abs. 1
BGB § 1684 Abs. 1
SGG § 86 b Abs. 2
SBG XII §§ 28 Abs. 1, 73
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Auf die Beschwerde des Antragstellers wird der Beschluss des Sozialgerichts
Reutlingen vom 20. April 2005 â�� S 3 SO 780/05 ER â�� abgeÃ¤ndert. Die
Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen Anordnung verpflichtet, dem
Antragsteller vom 15. MÃ¤rz 2005 bis zum bestandskrÃ¤ftigen Abschluss des
Widerspruchsverfahrens, lÃ¤ngstens jedoch bis 31. Oktober 2005 fÃ¼r jeden Tag
der AusÃ¼bung des Umgangsrechts mit der Tochter B. vorlÃ¤ufig Kosten fÃ¼r
deren Verpflegung als Darlehen zu gewÃ¤hren, wobei bei der Berechnung ein
diesbezÃ¼glicher Bedarf von tÃ¤glich EUR 4,40 zugrunde zu legen und weiter das
Einkommen des Antragstellers anzurechnen ist. Im Ã�brigen wird die Beschwerde
zurÃ¼ckgewiesen.

Die Antragsgegnerin hat dem Antragsteller die auÃ�ergerichtlichen Kosten in
beiden RechtszÃ¼gen zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Im vorliegenden Beschwerdeverfahren ist noch umstritten, ob die Antragsgegnerin
â�� Ã¼ber die Fahrtkosten hinaus â�� zur Ã�bernahme der dem Antragsteller im
Zusammenhang mit der Wahrnehmung des Umgangsrechts entstehenden
Aufwendungen nach den Vorschriften des ZwÃ¶lften Buches Sozialgesetzbuch (SGB
XII) verpflichtet ist.

Der 1945 geborene Antragsteller bezieht aus der gesetzlichen Rentenversicherung
eine bis 31. Dezember 2005 befristete Rente wegen voller Erwerbsminderung. Die
Antragsgegnerin gewÃ¤hrt ihm auÃ�erdem seit 1. Januar 2005 â�� unter
Anrechnung dieser Rente als Einkommen â�� Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem
SGB XII (befristet bis 30. November 2005). Der Antragsteller lebt von seiner Ehefrau
getrennt; aus der Ehe ist die im 2001 geborene Tochter B. hervorgegangen, welche
bei der Mutter in E. lebt. Im Rahmen einer am 15. September 2004 vor dem
Familiengericht XXX geschlossenen Vereinbarung wurde hinsichtlich des
Umgangsrechts des Antragstellers geregelt, dass der Antragsteller seine Tochter an
jedem Wochenende in der Zeit von Freitagnachmittag zum Kindergartenschluss
abholt und am darauffolgenden Sonntagabend um 18.00 Uhr an die Wohnanschrift
der Mutter zurÃ¼ckbringt; eine Sorgerechtsregelung wurde bislang nicht getroffen.
Die Zahlung des Kindergeldes erfolgt an die Mutter; diese bezieht vom TrÃ¤ger der
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch
(SGB II) Arbeitslosengeld II einschlieÃ�lich eines Mehrbedarfs fÃ¼r Alleinerziehende,
das Kind erhÃ¤lt Sozialgeld, wobei das Kindergeld, ferner Leistungen nach dem
Unterhaltsvorschussgesetz vom Gesamtbedarf der Bedarfsgemeinschaft abgezogen
werden.

Am 15. MÃ¤rz 2005 hat der Antragsteller beim Sozialgericht (SG) Reutlingen den
Erlass einer einstweiligen Anordnung beantragt und gleichzeitig Klage (S 3 SO
782/05) erhoben. Mit Bescheid vom 23. MÃ¤rz 2005 hat die Antragsgegnerin dem
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Antragsteller die Fahrtkosten fÃ¼r die AusÃ¼bung des Umgangsrechts fÃ¼r die
Monate Oktober bis Dezember 2004 in HÃ¶he der Kosten fÃ¼r Ã¶ffentliche
Verkehrsmittel als Beihilfe nach den Vorschriften des Bundessozialhilfegesetzes
(BSHG) bewilligt und mit einem zweiten Bescheid vom 23. MÃ¤rz 2005 u.a. Ã¼ber
den weitergehenden Antrag fÃ¼r die vorgenannte Zeit ablehnend entschieden.
Durch Bescheid vom 1. April 2005 hat die Antragsgegnerin u.a. die Ã�bernahme der
Umgangskosten ab 1. Januar 2005 abgelehnt; gegen diesen Bescheid hat der
Antragsteller â�� wie bereits gegen frÃ¼her ergangene Bescheide â�� bei der
Antragsgegnerin Widerspruch eingelegt. Das SG hat die Antragsgegnerin mit
Beschluss vom 20. April 2005 verpflichtet, dem Antragsteller seine durch die
AusÃ¼bung des vereinbarten Umgangsrechts mit seiner Tochter entstehenden
Fahrtkosten in HÃ¶he der Kosten fÃ¼r die preisgÃ¼nstigste Verkehrsverbindung
zwischen R. und E. mit dem Ã¶ffentlichen Nahverkehr vorlÃ¤ufig, lÃ¤ngstens zum
31. Oktober 2005 zu Ã¼bernehmen, und den Antrag im Ã�brigen abgelehnt. In den
GrÃ¼nden hat es im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, der Mehrbedarf des Antragstellers
durch die Wahrnehmung des Umgangsrechts sei als unabweisbar im Sinne des Â§
28 Abs. 1 Satz 2 SGB XII gegeben, wobei die von der Antragsgegnerin zu
Ã¼bernehmenden Kosten entsprechend der Bewilligung fÃ¼r das Jahr 2004 auf die
gÃ¼nstigste FahrtmÃ¶glichkeit zu beschrÃ¤nken gewesen seien. Dagegen mache
der Antragsteller hinsichtlich des weitergehenden Antrags auf GewÃ¤hrung von
1/30 des maÃ�geblichen Regelsatzes fÃ¼r jeden Tag des Aufenthaltes des Kindes
bei ihm nicht einen eigenen, sondern einen Bedarf seiner Tochter geltend,
bezÃ¼glich dessen es ihm Ã¼berdies zumutbar sei, eine Regelung mit seiner
Ehefrau zu treffen. Hinsichtlich der Zeit von Oktober bis Dezember 2004 fehle es am
Anordnungsgrund.

Gegen diesen Beschluss hat der Antragsteller am 17. Mai 2005 lediglich hinsichtlich
der Ablehnung der beantragten weiteren Umgangskosten fÃ¼r das Jahr 2005
Beschwerde eingelegt, welcher das SG nicht abgeholfen hat. Die Antraggegnerin
hat mit Bescheid vom 30. Mai 2005 u.a. den Beschluss des SG vom 20. April 2005
ausgefÃ¼hrt. Mit Schreiben vom 13. Juni 2005 hat der Antragsteller mit Bezug auf
die Umgangskosten einen "Tagessatz" von EUR 7,00 als Beihilfe geltend gemacht
und hilfsweise anteiliges Sozialgeld begehrt. Mit einem weiteren Schreiben vom 14.
Juni 2005 hat er einen Bedarf von EUR 198,00 bei insgesamt 15 Aufenthaltstagen
angenommen und hierbei den ErnÃ¤hrungsanteil mit EUR 66,00 geschÃ¤tzt. Der
Antragsteller hat u.a. eine eidesstattliche Versicherung vom 5. Juli 2005 Ã¼ber die
bis dahin aufgelaufenen Tage der Betreuung und Versorgung seiner Tochter im Jahr
2005 sowie auÃ�erdem eine schriftliche ErklÃ¤rung seiner Ehefrau vom 13. Mai
2005 zu den Akten gereicht. Die Antragsgegnerin ist der Beschwerde
entgegengetreten.

II.

Die unter Beachtung der Vorschrift des Â§ 173 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)
form- und fristgerecht eingelegte Beschwerde, der das SG nicht abgeholfen hat (Â§
174 SGG), ist zulÃ¤ssig und in dem sich aus dem Tenor ergebenden Umfang auch
begrÃ¼ndet, im Ã�brigen jedoch nicht begrÃ¼ndet.

                               3 / 8

https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/28.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/28.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/173.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/174.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/174.html


 

Nach Â§ 86b Abs. 2 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) kann das Gericht der
Hauptsache, soweit nicht ein Fall des Abs. 1 a.a.O. vorliegt, eine einstweilige
Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht,
dass durch eine VerÃ¤nderung des bestehenden Zustands die Verwirklichung eines
Rechts des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert werden kÃ¶nnte.
Einstweilige Anordnungen sind auch zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustands in
Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung
zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint (Satz 2 a.a.O.).

Vorliegend kommt, da die Voraussetzungen des Â§ 86b Abs. 1 SGG ersichtlich nicht
gegeben sind und es auch nicht um die Sicherung eines bereits bestehenden
Rechtszustands geht (Sicherungsanordnung (Abs. 2 Satz 1 a.a.O.)), nur eine
Regelungsanordnung nach Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 SGG in Betracht (vgl. dazu Keller in
Meyer-Ladewig, SGG, 8. Auflage, Â§ 86b Rdnrn. 25 ff.; Funke-Kaiser in Bader u.a.,
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO), 3. Auflage, Â§ 123 Rdnrn. 13 ff.). Der Erlass
einer einstweiligen Anordnung verlangt grundsÃ¤tzlich die â�� summarische â��
PrÃ¼fung der Erfolgsaussichten in der Hauptsache sowie die Erforderlichkeit einer
vorlÃ¤ufigen gerichtlichen Entscheidung (vgl. Bundesverwaltungsgericht (BVerwG)
Buchholz 421.21 Hochschulzulassungsrecht Nr. 37; Schoch in Schoch/Schmidt-
AÃ�mann/Pietzner, VwGO Â§ 123 Rdnrn. 64, 73 ff., 80 ff.; Puttler in Sodan/Ziekow, 
VwGO Â§ 123 Rdnrn. 78 ff.). Die Erfolgsaussicht des Hauptsacherechtsbehelfs
(Anordnungsanspruch) und die EilbedÃ¼rftigkeit der erstrebten einstweiligen
Regelung (Anordnungsgrund) sind glaubhaft zu machen (Â§ 86b Abs. 2 Satz 4 SGG
i.V.m. Â§ 920 Abs. 2 der Zivilprozessordnung). Dabei sind die diesbezÃ¼glichen
Anforderungen umso niedriger, je schwerer die mit der Versagung vorlÃ¤ufigen
Rechtsschutzes verbundenen Belastungen â�� insbesondere auch mit Blick auf ihre
Grundrechtsrelevanz â�� wiegen (vgl. Bundesverfassungsgericht (BVerfG) NJW
1997, 479, 480 f.; NJW 2003, 1236 f.; Beschluss vom 12. Mai 2005 â�� 1 BvR 569/05
(verÃ¶ffentlicht in JURIS); Puttler in Sodan/Zietow, a.a.O. Rdnrn. 95, 99 ff.). Die
Erfolgsaussichten der Hauptsache sind daher bei besonders folgenschweren
BeeintrÃ¤chtigungen u.U. nicht nur summarisch, sondern abschlieÃ�end zu
prÃ¼fen; ggf. ist eine FolgenabwÃ¤gung vorzunehmen (vgl. BVerfG NVwZ 1997,
a.a.O.; Beschluss vom 12. Mai 2005 a.a.O.). MaÃ�gebend fÃ¼r die Beurteilung der
Anordnungsvoraussetzungen sind regelmÃ¤Ã�ig die VerhÃ¤ltnisse im Zeitpunkt der
gerichtlichen Eilentscheidung (stÃ¤ndige Rechtsprechung des Senats; vgl.
BeschlÃ¼sse vom 15. Juni 2005 â�� L 7 SO 1594/05 ER-B â�� und vom 1. August
2005 â�� L 7 AS 2875/05 ER-B â�� (beide m.w.N. aus der verwaltungsgerichtlichen
Rechtsprechung); Schoch in Schoch/Schmidt-AÃ�mann/Pietzner, a.a.O. Rdnrn. 165
ff.; Puttler in Sodan/Zietow, a.a.O. Rdnr. 79; Funke-Kaiser in Bader u.a., a.a.O. Rdnr.
62).

Im vorliegenden Beschwerdeverfahren allein noch umstritten ist der zusÃ¤tzliche,
vom Antragsteller â�� Ã¼ber die Fahrtkosten hinaus â�� geltend gemachte
Sonderbedarf fÃ¼r die Wahrnehmung des Umgangsrechts mit seiner Tochter. Nicht
mehr im Streit stehen dagegen die Fahrtkosten sowie die Umgangskosten fÃ¼r die
Zeit von Oktober bis Dezember 2004, nachdem beide Beteiligten insoweit den
Beschluss des SG vom 20. April 2005 nicht angefochten haben. Dem Verlangen des
Antragstellers auf Finanzierung weiterer Umgangskosten durch die Antragsgegnerin
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vermag der Senat im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes den Erfolg
jedenfalls insoweit nicht zu versagen, als es um die Verpflichtung der
Antragsgegnerin zur darlehensweisen Ã�bernahme der Kosten der Verpflegung
(ErnÃ¤hrung) des Kindes im Rahmen des Umgangsrechts geht (Ziff. 1 der Auflistung
des Antragstellers in der Anlage 1 zum Schreiben vom 17. Juli 2005).

Wie bereits das SG im angefochtenen Beschluss zutreffend ausgefÃ¼hrt hat, stehen
die in Â§ 1684 Abs. 1 des BÃ¼rgerlichen Gesetzbuchs geregelten Rechte und
Pflichten des Umgangs der Eltern mit dem Kind unter dem Schutz des Art. 6 Abs. 2
Satz 1 des Grundgesetzes â�� GG â�� (vgl. BVerfG NJW 1995, 1342 ff; NJW 2002,
1863 f.). Diesem Anspruch von Verfassungsrang ist auch im Bereich der Sozialhilfe
Rechnung zu tragen; schon mit Blick auf die verfassungsrechtliche Relevanz des
Umgangsrechts ist auch hier zu beachten, dass die Erhaltung der Eltern-Kind-
Beziehung mittels AusÃ¼bung des Besuchsrechts im Einzelfall nicht unzumutbar
erschwert oder faktisch vereitelt werden darf. Zu berÃ¼cksichtigen ist insoweit
ferner, dass der berechtigte Elternteil nach der Rechtsprechung des
Bundesgerichtshofs (BGH) zum Unterhaltsrecht die mit der Wahrnehmung des
Umgangsrechts verbundenen Aufwendungen grundsÃ¤tzlich selbst zu tragen hat
und sie regelmÃ¤Ã�ig weder auf das unterhaltsberechtigte Kind noch den
unterhaltsberechtigten Ehegatten abwÃ¤lzen kann (vgl. BGH NJW 1984, 2826 ff.; 
NJW 1995, 717 ff.; NJW 2005, 1493 ff.; zur Zuordnung der Kosten neuerdings a.A.
Theurer FamRZ 2004, 1619 ff.); dabei werden im Ã�brigen unterhaltsrechtlich zu
den Umgangskosten nicht nur die Fahrtkosten, sondern auch die sonstigen mit den
Kontakten verbundenen angemessenen Aufwendungen, also beispielsweise auch
die Ã�bernachtungs- und Verpflegungskosten, gerechnet (vgl. BGH NJW 2005
a.a.O.). Dementsprechend hatten auch die Gerichte der Verwaltungsgerichtsbarkeit
unter der Geltung des BSHG die in AusÃ¼bung des Umgangsrechts dem Elternteil
entstehenden Kosten nicht dem Bedarf des Kindes, sondern als Teil des
notwendigen Lebensunterhalts im Sinne des Â§ 12 Abs. 1 Satz 1 BSHG dem Bedarf
des Umgangsberechtigten zugeordnet, wobei zu den Umgangskosten nicht nur die
Fahrtkosten des Elternteils, sondern auch der Mehrbedarf fÃ¼r die Versorgung des
Kindes gezÃ¤hlt wurden (vgl. BVerwG FamRZ 1996, 105 f.; Oberwaltungsgericht
(OVG) Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 19. Dezember 1994 â�� 24 A 3424/93 â��
(im Orientierungssatz verÃ¶ffentlicht in JURIS); Verwaltungsgericht Schleswig NJW
2003, 79 f.). Nach der Rechtsprechung des BVerwG waren die bei der
Wahrnehmung des Umgangsrechts entstehenden Kosten als atypischer, nicht bei
allen HaushaltsvorstÃ¤nden bzw. Alleinstehenden gleichermaÃ�en bestehender
Bedarf zu werten, fÃ¼r welchen â�� nach den UmstÃ¤nden des Einzelfalls â��
einmalige Leistungen nach Â§ 21 Abs. 1 BSHG oder besondere Leistungen nach Â§
22 Abs. 1 Satz 2 BSHG in Betracht kamen.

Unter Heranziehung der vorstehend dargestellten Rechtsprechung des BVerfG, des
BGH und des BVerwG erachtet der Senat im Rahmen des vorliegenden Verfahrens
des vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes schon mit Blick auf das sich aus Art. 6 Abs. 2 Satz
1 GG ergebende Grundrecht des Antragstellers eine einstweilige Regelung fÃ¼r
geboten, die sich nicht nur, wie vom SG zuerkannt, auf die Fahrtkosten
beschrÃ¤nkt. Es dÃ¼rfte â�� gerade in Ansehung der unterhaltsrechtlichen
Rechtsprechung â�� nicht rechtens sein, den Antragsteller bezÃ¼glich der weiteren
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Umgangskosten an seine Ehefrau zu verweisen, zumal diese, wie ihrer schriftlichen
BestÃ¤tigung vom 13. Mai 2005 zu entnehmen ist, keine Neigung zu einer
einvernehmlichen LÃ¶sung zeigt. Ebenso wenig zumutbar erscheint es, vom
Antragsteller ein Abwarten abzuverlangen hinsichtlich des Ergebnisses seiner
diversen sonstigen Versuche (z.B. beim JobCenter und der Familienkasse), auf
Umwegen doch noch zu einer Kompensation der Umgangskosten zu kommen,
wobei etwa das Kindergeld ohnehin nur an einen Berechtigten auszuzahlen und
eine Aufteilung auf mehrere Berechtigte nicht zulÃ¤ssig ist (vgl. zuletzt
Bundesfinanzhof FamRZ 2005, 618 ff.; zur Befriedigung des Bedarfs nach dem SGB
II ferner BVerfG, Beschluss vom 14. Februar 2005 â�� 1 BvR 199/05 â��
(verÃ¶ffentlicht in JURIS)). Im Gegenteil spricht nach der Auffassung des Senats viel
dafÃ¼r, dass die regelmÃ¤Ã�ig anfallenden notwendigen Kosten fÃ¼r die
AusÃ¼bung des Umgangsrechts â�� anders als die Antragsgegnerin meint â�� auch
unter der Geltung des SGB XII als bedarfsauslÃ¶sende Lebenslage nicht bereits
typischerweise durch den Regelsatz (Â§ 28 Abs. 1 Satz 1 SGB XII) abgedeckt sind
(so im Ergebnis auch SG Hannover â�� Beschluss vom 7. Februar 2005 â�� S 52 SO
37/05 ER â�� JAmt 2005, 146 f.; ferner Hinweise des Deutschen Instituts fÃ¼r
Jugendhilfe und Familienrecht (DIJuF) e.V. vom 21. Februar 2005 JAmt 2005, 123;
Hinweise des Deutschen Vereins fÃ¼r Ã¶ffentliche und private FÃ¼rsorge zum
Umgang mit Fachfragen des SGB II und des SGB XII vom 22. Juni 2005 (19/05-AF III),
dort unter C; Wahrendorf in Grube/Warendorf, SGB XII, Â§ 28 Rdnr. 13; zu Â§ 20
Abs. 1 Satz 1 SGB II auÃ�erdem SG MÃ¼nster, Beschluss vom 22. MÃ¤rz 2005 â��
(im Orientierungssatz verÃ¶ffentlicht in JURIS); Oâ��Sullivan SGb 2005, 369, 371 f.).
Gerade im Lichte des Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG erscheint es nicht hinnehmbar, solche
â�� bereits frÃ¼her nach dem BSHG als atypisch erkannte â�� Bedarfslagen
nunmehr wegen der Pauschalierung und Generalisierung des Hilfebedarfs (Â§ 28
Abs. 1 Satz 1 SGB XII) generell auszublenden. Dabei kann es der Senat im Rahmen
des vorliegenden Verfahrens offen lassen, ob fÃ¼r derartige Bedarfsituationen auf
die Ã�ffnungsklausel des Â§ 28 Abs. 1 Satz 2 SGB XII zurÃ¼ckzugreifen (so Hinweise
des DIJuF a.a.O.; Hinweise des Deutschen Vereins fÃ¼r Ã¶ffentliche und private
FÃ¼rsorge a.a.O.; Wahrendorf in Grube/Wahrendorf, a.a.O.) oder die
Rechtsgrundlage in Â§ 73 SGB XII zu suchen wÃ¤re (so SG Hannover, Beschluss
vom 7. Februar 2005 a.a.O. (unter zusÃ¤tzlicher Annahme einer
Ermessensreduzierung auf Null); MÃ¼nder in LPK-SGB XII, 7. Auflage, Â§ 73 Rdnr. 6;
Conradis in Rothkegel, Sozialhilferecht, III 21 Rdnr. 42).

Ohne all das im Einzelnen hier abschlieÃ�end aufklÃ¤ren zu kÃ¶nnen, kommt der
Senat im Rahmen der schon von Verfassungs wegen gebotenen GÃ¼ter- und
FolgenabwÃ¤gung des Weiteren zum Ergebnis, dass es â�� in Anlehnung an die
Rechtsprechung zum Unterhaltsrecht sowie zum frÃ¼heren Recht der Sozialhilfe
nach dem BSHG â�� entgegen der Auffassung des SG im angefochtenen Beschluss
(ebenso SG Hannover, Beschluss vom 7. Februar 2005 a.a.O.) mit dem Ersatz der
Fahrtkosten durch die Antragsgegnerin nicht sein Bewenden haben kann. Allerdings
erachtet der Senat die vom Antragsteller im Schreiben vom 14. Juni 2005
vorgeschlagene pauschale Betrachtungsweise jedenfalls mit Blick auf die
AufschlÃ¼sselung seiner Aufwendungen fÃ¼r die Tochter in der Anlage 1 zum
Schreiben vom 17. Juli 2005 bei summarischer PrÃ¼fung als zu weitgehend; so sind
die dort unter den Ziff. 2 bis 8 aufgefÃ¼hrten Positionen zum Teil zum Regelbedarf
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des Kindes zu rechnen (zum Spielzeug vgl. BVerwGE 91, 156 ff.), fallen nicht
regelmÃ¤Ã�ig an oder sind wegen der GeringfÃ¼gigkeit der Anschaffungskosten
(z.B. Seife, Shampoo, Waschmittel) zu vernachlÃ¤ssigen. Der Senat begrenzt die
hier allein noch umstrittenen Umgangskosten daher auf die Kosten der ErnÃ¤hrung
des Kindes, wobei er im Rahmen des vorliegenden einstweiligen Verfahrens
insoweit auf den vom Antragsteller im Schreiben vom 14. Juni 2005 angesetzten
Bedarf von (umgerechnet) tÃ¤glich EUR 4,40 ausgeht; diesbezÃ¼glich ist
berÃ¼cksichtigt, dass die Kosten der ErnÃ¤hrung bei Alleinstehenden etwa 45 bis
50% der Regelleistung â�� also etwa EUR 5,20 bis 5,80 â�� ausmachen (vgl. Lang
in Eicher/Spellbrink, SGB II, Â§ 20 Rdnr. 32; ferner Statistik-Warenkorb 1998,
abgedruckt in info also 2004, 189 f.), wobei ein entsprechender Abschlag in
Anbetracht des Alters des Kindes von vier Jahren bei vorlÃ¤ufiger PrÃ¼fung
gerechtfertigt erscheint. Der Betrag von EUR 4,40 ist im Rahmen der Errechnung
des Gesamtbedarfs des Antragstellers einstweilen mit zu berÃ¼cksichtigen;
abzuziehen hiervon ist allerdings das Einkommen des Antragstellers, und zwar der
Verfahrensvereinfachung halber â�� wie bereits im Bescheid vom 30. Mai 2005
geschehen â�� unter Anwendung der allgemeinen Anrechnungsregelungen des 1.
Abschnitts des Elften Kapitels des SGB XII.

In HÃ¶he der obengenannten BetrÃ¤ge besteht vorliegend auch ein
Anordnungsgrund, nÃ¤mlich die Dringlichkeit fÃ¼r den Erlass einer einstweiligen
Anordnung. Dem in beengten materiellen VerhÃ¤ltnissen lebenden Antragsteller,
der nach seiner eigenen Darstellung bereits im September 2004 die eidesstattliche
Versicherung abgegeben hat (vgl. Bl. 35 der Verwaltungsakte), ist es nicht
zuzumuten, die Entscheidung im Hauptsacheverfahren abzuwarten.

Die Leistungsverpflichtung der Antragsgegnerin ist freilich auf die Bewilligung als
Darlehen zu beschrÃ¤nken. Im Hinblick auf die VorlÃ¤ufigkeit einer einstweiligen
Anordnung ist in aller Regel bei Sozialleistungen nur eine darlehensweise
GewÃ¤hrung auszusprechen, um eine spÃ¤tere RÃ¼ckgÃ¤ngigmachung nicht
unnÃ¶tig zu erschweren. Damit wird dem vorlÃ¤ufigen Charakter der einstweiligen
Anordnung am ehesten entsprochen (vgl. SenatsbeschlÃ¼sse vom 21. Juli 2005 â��
L 7 SO 1585/05 ER-B â�� und vom 1. August 2005 â�� L 7 AS 2875/05 ER-B -; ferner
Verwaltungsgerichtshof (VGH) Baden-WÃ¼rttemberg, Beschluss vom 19. November
1993 â�� 6 S 2371/93 â�� (verÃ¶ffentlicht in JURIS); OVG Brandenburg, Beschluss
vom 17. September 2003 â�� 4 B 39/03 â�� (verÃ¶ffentlicht in JURIS);
Finkelnburg/Jank, VorlÃ¤ufiger Rechtsschutz, 4. Auflage, Rdnr. 1243). Mithin stellt
sich die Frage eines eventuellen dauerhaften Rechtsverlustes und damit der
(endgÃ¼ltigen) Vorwegnahme der Hauptsache nicht, wobei der Senat gerade im
Bereich von Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem SGB II und dem SGB XII zu
der Auffassung neigt, dass ein solches generelles Verbot nicht existiert (vgl. hierzu
Puttler in Sodan/Ziekow, a.a.O. Rdnr. 12 m.w.N.; Funke-Kaiser in Bader u.a., a.a.O.
Rdnr. 58). Des Weiteren war der Zeitraum der einstweiligen Anordnung auf die Zeit
vom 15. MÃ¤rz 2005 (Antragseingang beim SG) bis zum bestandkrÃ¤ftigen
Abschluss des Widerspruchsverfahrens, lÃ¤ngstens jedoch bis zum 31. Oktober
2005 (dem im angefochtenen Beschluss angesetzten Datum) zu begrenzen.
VorlÃ¤ufiger Rechtsschutz fÃ¼r zurÃ¼ckliegende ZeitrÃ¤ume vor Antragstellung
kann nicht gewÃ¤hrt werden, weil Hilfe zum Lebensunterhalt im Wege einer
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einstweiligen Anordnung nur zur Behebung einer gegenwÃ¤rtigen Notlage zu
erfolgen hat und nicht rÃ¼ckwirkend zu bewilligen ist, wenn nicht ein
Nachholbedarf plausibel und glaubhaft gemacht ist (vgl. hierzu OVG Brandenburg,
Beschluss vom a.a.O.; Finkelnburg/Jank, a.a.O., Rdnr. 1245 m.w.N.). Die zeitliche
Begrenzung zum Endtermin berÃ¼cksichtigt ferner, dass die dem Antragsteller
bewilligte Hilfe zum Lebensunterhalt ebenfalls zeitlich befristet ist, wobei der Senat
sich insoweit der Ã�berschaubarkeit halber an den Beschluss des SG anlehnt.

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des Â§ 193
SGG (vgl. Bundessozialgericht SozR 3-1500 Â§ 193 Nr. 6); dabei hat der Senat mit
Blick auf das Ã¼berwiegende Obsiegen des Antragstellers eine Kostenquotelung bei
den hier zu klÃ¤renden Fragen nicht fÃ¼r angemessen erachtet.

Diese Entscheidung ist nicht anfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 30.08.2005

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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